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Historie

Nach meiner höchstpersönli-
chen Einschätzung war dieser
Arbeitskampf von den öffentli-

chen Länderarbeitgebern provo-
ziert und damit so unnötig wie
ein Kropf. Denn es gibt ja bereits
einen Tarifabschluss im öffentli-
chen Dienst (TVöD neu), der
allerdings nur für die Beschäf-
tigten im Bund und den Kom-
munen gilt.

Ich will nicht mehr alle Sach-
verhalte aus der Vergangenheit
aufwärmen und wiedergeben.
Der Platz in dieser Ausgabe
würde nie und nimmer reichen.

Dennoch muss ein Rückblick
gestattet sein.Vor einigen Jahren
haben sich die (Tarif-)Vertrags-
parteien im öffentlichen Dienst
auf eine Reduzierung der Ar-
beitszeit auf 38,5 Stunden geei-

nigt. Wir alle erinnern uns noch
daran. Der Preis für die Verkür-
zung der Arbeitszeit aufseiten der
abhängig Beschäftigten war ein
Verzicht auf Lohnzuwachs. Die-
ses Ergebnis wurde, wie im Übri-
gen alle Ergebnisse von Tarifver-
handlungen, auf die Beamten-
schaft übertragen. Die Verfah-
rensweise wurde in der Vergan-
genheit von allen Beteiligten als
vernünftig und sachgerecht ange-
sehen. Vernünftig und sachge-

recht deshalb, weil die Beamten-
schaft keine Tarifvertragspartei
ist und uns ein wesentliches Ele-
ment zur Durchsetzung von be-
rechtigten Forderungen grund-
gesetzlich verwehrt ist – nämlich
Arbeitskampfmaßnahmen!

Lasst euch nicht gegen-
einander ausspielen!

Mit der einseitig per Gesetz
der CDU-Landesregierung auf-
erlegten Arbeitszeitverlängerung
auf 40 Stunden für die Landes-
beamten wurde ein neues Kapi-
tel im Umgang der öffentlichen
Arbeitgeber mit ihren Bediens-
teten aufgeschlagen. Verordnen
statt Verhandeln hieß offenbar
ab sofort und nicht nur im Saar-

land die Devise. Und der ver-
meintlich clevere Schachzug der
öffentlichen Arbeitgeber war
leicht durchschaubar und mit der
Botschaft verbunden: Unsere

Beamten arbeiten (per order de
muffti – will sagen per Gesetz) 40
Stunden – jetzt lieber Tarifbe-
reich zieh mal schön nach.

Proteste zwangsläufig

Dass Gewerkschaften auf eine
solche Provokation reagieren
mussten, war eigentlich jedem
klar, zumal es nicht nur um die
Aushebung von Tarifrechten geht.
Wenn Politiker öffentlich behaup-
ten, dass mit der Arbeitszeitver-
längerung ein Arbeitsplatzabbau
einhergeht und der mit rund
250 000 Stellen beziffert wird,
wenn eine Lohnerhöhung für das
Mehr an Arbeitsleistung über-
haupt kein Thema ist. Im Gegen-
teil, zu der geplanten Arbeitszeit-
verlängerung auch noch Einkom-
mensverluste im Bereich der Son-
derzuwendungen hingenommen
werden sollen,dann darf sich nie-
mand wundern, wenn es zu hef-
tigen Arbeitskämpfen kommt.Es
geht hier ja auch nicht um Minis-
tergehälter! Es geht um kleine
und mittlere Lohngruppen. Es

geht hier unter anderem um den
kärglichen Lohn der vielzitierten
Krankenschwester, die sich für

TARIFSTREIT
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Geht es um 18 Minuten täglich – 
oder doch um mehr?
Von Dirk Schnubel

Bei Erscheinen dieser Ausgabe gibt es möglicherweise
schon eine Einigung zwischen den Tarifvertragsparteien
im öffentlichen Dienst. Wenn dem so ist und die Vertrags-
parteien haben sich auf einen vernünftigen Kompromiss
geeinigt ist das gut so. Eine schwere und schwierige
Geburt war es dann jedenfalls allemal.

Fortsetzung auf Seite 2

Tarifdemo am 23. Februar 2006 in Saarlouis Fotos: Dirk Schnubel

Auch bei der Demo am 15. März 2006 in Saarbrücken war die GdP 
mittendrin!
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ihre paar Euro tagtäglich die Ha-
cken abrennen muss – und dazu
noch eine riesige Verantwortung
mit sich trägt.

Und wenn man die Beteiligung
an den Streik- und Demonstrati-
onsmaßnahmen betrachtet,muss
man sachlich und nüchtern fest-
stellen,dass für die Beschäftigten
im öffentlichen Dienst das Maß
voll ist.Alle Veranstaltungen wa-
ren toll besucht. Und wenn man
sieht, dass beispielsweise an dem
Demonstrationszug durch Saar-
brücken am 8. März 2006, bei
einem wahren „Sauwetter“,mehr
als 3000 Menschen teilgenom-
men haben und bundesweit fast
täglich mehrere zehntausend
Menschen auf der Straße waren,
dann sollte das den öffentlichen
Arbeitgebern zu denken geben.
Dass die GdP bei allen Veran-
staltungen mit einer Abordnung

LANDESJOURNAL

vertreten war, soll nur am Rande
erwähnt werden, weil es für uns
eine Selbstverständlichkeit war
und ist, anderen solidarisch zur
Seite zu stehen. Diese gelebte
Solidarität haben wir in der Ver-
gangenheit bei unseren Protesten
auch erfahren.

Wirklich leere Kassen?

Und in diesem Zusammen-
hang muss hinterfragt werden,
ob das Argument der öffentlichen
Hand, „die Kassen sind leer“,
wirklich so stimmt.

Die Fragen in dem Kontext
könnten lauten: Hat man alles
getan, die leeren Kassen zu fül-
len? Ist man sich wirklich sicher,
dass in dieser Republik (auch im
Saarland) nicht für vollkommen
unsinnige Maßnahmen immer
noch Unsummen von Geld aus-
gegeben werden? Zumindest
deuten Berichte in den verschie-
denen Medien daraufhin.

Die Länder wären gut beraten,
den Tarifabschluss,den Bund und
Kommunen abgeschlossen haben,
zu übernehmen. Und dieser un-
sägliche Schachzug,den Beamten
per Gesetz etwas zu verordnen
und dann zu glauben, der Tarif-
bereich würde, oder müsste das
ebenfalls übernehmen, sollte zu-
künftig unterbleiben. Es wäre
fatal, wenn er zum Schachmatt
führen würde.

TARIFSTREIT
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Die Rednerbühne auf dem Schlossplatz mit Frank Bsirske

Trotz „Sauwetter“! Auch die GdP marschiert bei dem Protestzug mit

Redaktionsschluss für die Mai-
Ausgabe unseres Landesteils ist
der 3. April 2006.

Getötetenzahl weiter rückläufig
Von Bernd Brutscher

Im Jahr 2005 haben sich im
Saarland deutlich weniger Ver-
kehrsunfälle mit Getöteten ereig-
net als im Jahr 2004. Die Anzahl
der Verkehrstoten ist um 27,6%
von 76 auf nunmehr 55 Getötete
gesunken. Das ist der niedrigste
Wert seit der ersten Erhebung
einer saarländischen Verkehrs-
unfallstatistik im Jahre 1953. Die

bisher höchste Zahl im Saarland
wurde 1972 mit 341 getöteten Ver-
kehrsteilnehmern verzeichnet.

Bei den Verkehrsunfällen mit
Personenschäden und den Ver-
unglückten verfestigt sich aller-
dings der bereits in den Vorjah-
ren festgestellte Trend.Während
bundesweit von Jahr zu Jahr
leichte Rückgänge zu verzeich-

nen sind, steigen die Verkehrs-
unfälle mit Personenschäden und
die Anzahl der Verunglückten im
Saarland leicht an. Bei Ver-
kehrsunfällen mit Personenschä-
den gegenüber dem Vorjahr um
0,6% und bei den Verunglückten
um 1,2%. Bundesweit ist ein
Rückgang 0,8% bzw. 1,5% fest-
zustellen.
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Diese Daten zeigen sich natür-
lich auch bei der Verunglückten-
rate und der Getötetenrate.
Während das Saarland bei der
Getötetenrate deutlich unter dem
Bundesdurchschnitt rangiert, liegt
es bei der Verunglücktenrate über
dem Bundesdurchschnitt.

Erfolge konnten bei der Unfall-
rate der jungen Fahrer und der
Motorradfahrer erzielt werden.

Bei den jungen Fahrern, so
wird die Altersgruppe der 18- bis
24-jährigen Führerscheininhaber
bezeichnet, ging der Anteil der
getöteten und schwer verletzten
Personen auf 124 zurück. Das
sind 50 weniger als im Vorjahr.
Dabei halbierte sich fast die Zahl
der Getöteten.2005 waren es sie-
ben gegenüber 13 im Jahr 2004.
Dies ist neben dem Umstand,
dass die Anzahl der getöteten
Zweiradfahrer von 20 im Jahr
2004 auf 11 im Jahr 2005 zurück-

ging, die positivste Feststellung
der Unfallstatistik 2005.

Eine weitere erfreuliche Bot-
schaft lautet: Kein Kind wurde
2005 bei einem Verkehrsunfall
als Fußgänger, Radfahrer oder
Mitfahrer in einem Kraftfahrzeug
getötet. Im Jahr 2004 verloren
noch vier Kinder bei Verkehrs-
unfällen ihr Leben.

Eine deutlich negative Ten-
denz weist die Statistik für die
Radfahrer auf. elf Getötete ge-
genüber zwei im Vorjahr und ein
Anstieg der Schwerverletzten um
drei auf 114 belegen diese Bewer-
tung.

Sechs der getöteten Radfah-
rer gehören der Gruppe der Seni-
oren an, nur ein getöteter Rad-
fahrer war jünger als 35 Jahre.

Insgesamt hat sich die Anzahl
der verunglückten Senioren

nochmals erhöht.Von 548 im Vor-
jahr auf 557 in 2005. Beachtens-
wert ist, dass zwölf Verkehrstote,
das ist mehr als jeder Fünfte, der
Altersgruppe der Senioren ange-
hören.

Hinsichtlich der Hauptunfall-
ursachen ergeben sich gegenüber
den Vorjahren keine wesentli-
chen Veränderungen. Die für das
innerörtliche Unfallgeschehen –
mehr als 3/4 aller Verkehrsunfälle
ereignen sich hier – typischen
Ursachen, Missachtung der Vor-
fahrt bzw. des Vorrangs und Feh-
ler beim Abbiegen und Wenden
belegen weiterhin die Spitzen-
plätze bei den Verkehrsunfällen
mit Personenschaden.Auffallend

ist aber auch der hohe Anteil an
Verkehrsunfällen, die Geschwin-
digkeitsverstöße als Unfallursa-
che haben.Bei Autobahnunfällen
liegt gerade dort die Dominanz.

LANDESJOURNAL

VERKEHRSUNFALLSTATISTIK 2005
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Am 15. Februar 2006 beriet
der Landtag abschließend die
Kürzung des Weihnachtsgeldes
für Beamtinnen und Beamte.Die
Lesung wurde erneut von Protes-
ten begleitet, die von ver.di, Be-
amtenbund und GdP organisiert
wurden. 30 Millionen Euro wird
die Landesregierung zukünftig
durch die Einschnitte beim Weih-
nachtsgeld einsparen.Hierbei er-
hielt sie Unterstützung von der
FDP.

Durften sich die Beamtinnen
und Beamten ab 1994 zumindest
noch über 86,31 Prozent Weih-
nachtsgeld freuen, erfolgte 2004
eine gestaffelte Kürzung auf 60
bis 66 Prozent.Ab dem Jahr 2006
wird bis zur A 10 nur noch 1000
Euro und ab A 11 nur noch 800
Euro Weihnachtsgeld gezahlt.Als
Familienkomponente kommt pro
Kind ein Betrag von 200 Euro
hinzu.

Alles in allem werden bzw.
wurden die Beamtinnen und
Beamten richtig heftig zur Kasse
gebeten, so dass das Christkind
zukünftig deutlich kleinere Bröt-
chen wird backen müssen. Ob
dies insgesamt für die schwä-

chelnde Binnenkonjunktur der
richtige Weg ist,muss kritisch hin-
terfragt werden.

Den Protesten auch vieler
GdP-ler dürfte es zu verdanken
sein, dass die Kürzung bis Ende
2010, also auf fünf Jahre befristet
ist. Ein kleiner aber wichtiger
Erfolg, der ohne die Unterstüt-
zung und Solidarität vieler Kol-
leginnen und Kollegen vermut-
lich nicht erreicht worden wäre.
Dafür auch von dieser Stelle aus
nochmals Dankeschön.

Während dieser Landtagssit-
zung wurde auch über das Per-
sonal-Service-Center (PSC) dis-
kutiert. Kritikpunkt der Perso-
nalvertretungen im Land war im-
mer, dass durch das Personalver-
mittlungsgesetz die Mitarbeiter-
rechte ausgehebelt werden. Die-
ser Vorgang wurde in der SZ vom
16. Februar 2006 vom Redakteur
Guido Peters als „Juristische
Bauchlandung“ kommentiert.
Peters warf der CDU vor, dass
bei dem neuen Personalvermitt-
lungsgesetz „die Mitarbeiter-
rechte auf der Strecke bleiben“.

Dirk Schnubel

Deutsche Polizei
Herr Jochem, Ihr Bundesvor-

sitzender,Guido Westerwelle,hat
in der Vergangenheit mehrfach
und bisweilen mit überdeutlicher
Wortwahl seiner prinzipiell ableh-
nenden Haltung gegenüber den
Gewerkschaften Ausdruck ver-
liehen.Wie stellt sich diesbezüg-
lich die Denkweise der saarlän-
dischen FDP dar?

Karl Josef Jochem
Gewerkschaften haben viel

zum Aufbau Deutschlands und
zum sozialen Frieden beigetra-
gen. Diese Rolle müssen sie auch
weiterhin erfüllen. Wenn Guido
Westerwelle eine kritische Hal-
tung eingenommen hat, dann be-

zieht er sich auf die Möglichkeit
von Gewerkschaften, Bündnisse
auf betrieblicher Ebene zu ver-
hindern. Wenn Entscheidungen
von Funktionären Arbeitsplätze
verhindern, ist das zutiefst unso-
zial und wird aus unserer Sicht
mit Recht von Guido Westerwelle
kritisiert. Gewerkschaften neh-
men auch weiterhin eine wich-
tige Rolle in unserer Gesellschaft
wahr, ihr Einfluss darf aber auf
betrieblicher Ebene nicht Lösun-
gen verhindern, die die große
Mehrheit der Arbeitnehmer will.

Deutsche Polizei
Die FDP stellt im saarländi-

schen Landtag drei Abgeordnete.
Ist es trotzdem für Sie möglich,

LANDESJOURNAL

SONDERZUWENDUNGEN

POLITIK UND GdP

CDU und FDP stimmen
für die Kürzung des
Weihnachtsgeldes

Anlässlich der Abstimmung zum Weihnachtsgeld zeigte die GdP erneut
Flagge. Foto: GdP

Interview mit 
Karl Josef Jochem, FDP

Anzeige
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die unterschiedlichen Politikfel-
der qualitativ angemessen abzu-
decken bzw. zu bearbeiten?

Karl Josef Jochem
Bei lediglich drei Abgeordne-

ten ist die Fülle der Politikfelder
für den einzelnen Abgeordneten
natürlich groß. Ich bin beispiels-
weise Mitglied im Innen-, Um-
welt-, Europa- und Eingaben-
ausschuss. Sowohl der Innen- als
auch der Umweltausschuss sind
zudem weit gefächert. So befasst
sich der Innenausschuss unter an-
derem auch mit den Themen Fa-
milie, Frauen, Jugend, Daten-
schutz und Sport.Meine über drei
Jahrzehnte lange berufliche Tätig-
keit als Polizeibeamter bei der
uniformierten Polizei im Wechsel-
schichtdienst, beim Landesamt
für Verfassungsschutz und beim
Landeskriminalamt,davon über-
wiegend im Dezernat Umweltkri-
minalität,kommt mir aber gerade
bei meiner Arbeit im Innen- und
Umweltausschuss, jedoch auch
im Europaausschuss – zum Bei-
spiel bei grenzüberschreitender
Kriminalitätsbekämpfung – zu-
gute. Trotzdem ist es notwendig,
sich Schwerpunkte zu setzen,weil
die Fraktionsgröße,anders als bei
den größeren Fraktionen, nicht
ausreicht, um alles abzudecken.
Vor dem Hintergrund meines
beruflichen Werdegangs habe ich
mir deshalb Schwerpunkte bei
den Bereichen Innere Sicherheit
und Umwelt gesetzt.

Deutsche Polizei
Die FDP formuliert häufig ih-

ren Anspruch, in besonderem
Maße für die Freiheit der Bür-
ger einzutreten. Bisweilen steht
man daher den aktuellen Tenden-
zen zur Ausweitung polizeilicher
und nachrichtendienstlicher Kom-
petenzen im Zusammenhang mit
der Terrorismusbekämpfung ab-
lehnend oder kritisch gegenüber.
Wie sehen Sie das als innenpoli-
tischer Sprecher und Polizist?

Karl Josef Jochem
Die FDP will Bürgerrechte

wieder stärker in der Politik ver-
ankern. Dies ist gerade in einer
Zeit notwendig, in der Demokra-
tien unter dem Deckmantel der
Terrorismusbekämpfung Bürger-
rechte aufgeben, wenn wir bei-
spielsweise an Vernehmungsme-
thoden der USA denken. Als
Polizeibeamter kenne ich aus vie-

len Jahren die Arbeit vor Ort im
Ermittlungsdienst aus eigener
Erfahrung. Das ermöglicht mir
den sachgerechten Überblick.Als
Volksvertreter sind wir der Si-
cherheit der Bürgerinnen und

Bürger verpflichtet und müssen
alles tun, um die größtmögliche
Sicherheit für die Bürger zu ge-
währleisten. Wir sind aber auch
verpflichtet, die Freiheiten der
Bürger zu gewährleisten. Diesen
schmalen Grat müssen wir gehen.
Maßnahmen, deren Beitrag zur
Sicherheit fragwürdig sind, die
sich aber populistisch gut ver-
kaufen und letztlich nur die Frei-
heiten der Bürger einschränken,
lehnen wir ab.

Deutsche Polizei
Wie bewerten Sie grundsätz-

lich die innen- und sicherheits-
politische Lage in Deutschland
und im Saarland?

Karl Josef Jochem
Deutschland ist beim islami-

stisch-fundamentalistischen Ter-
ror nicht von einer Bedrohung
ausgeschlossen. Auch das Saar-
land ist keine Insel der Glückse-
ligen.Erfahrungen der 70er Jahre
mit der RAF haben gezeigt, dass
es im Saarland zwar keine An-
schläge gab, dass das Saarland
aber wegen seiner Grenzlage als
Ruheraum von Terroristen ge-
nutzt wurde.

Ähnliches gilt für den Bereich
der Kriminalität. Hier steht das
Saarland im Vergleich der Bun-
desländer immer noch gut da,
Schwächen bei der grenzüber-
schreitenden Kriminalitätsbe-
kämpfung werden aber von Straf-
tätern immer wieder gezielt ge-
nutzt.Wir dürfen deshalb hier im
Land nicht die Hände in den

Schoß legen, sondern müssen
gegensteuern.

Deutsche Polizei
Die GdP setzt sich immer wie-

der konstruktiv-kritisch mit den
die saarländische Polizei betref-
fenden strukturpolitischen Ent-
scheidungen der Landesregie-
rung auseinander.Wie ist die Hal-
tung der FDP aus dem Blick-
winkel der Opposition insbeson-
dere zur Aufbauorganisation,der
quantitativen Personalplanung,
den Stellenplan- und Beförde-
rungsstrukturen und zur Aus-
stattung bei der Polizei im Saar-
land?

Karl Josef Jochem
Durch Fehler der SPD-geführ-

ten Vorgängerregierung fehlen
im Saarland vor allem Beamte
mittleren Alters. Die FDP hat
dieses Vorgehen in den Neunzi-
ger Jahren vehement kritisiert
und Neueinstellungen gefordert.

Die jetzige Landesregierung hat
zwar Neueinstellungen vorge-
nommen, allerdings weniger, als
sie vor der Wahl angekündigt hat-
te.Die schlechte finanzielle Lage,
mit der die geringere Zahl der
Neueinstellungen jetzt begrün-
det wird, war der CDU jedoch
schon vor der Wahl bekannt.

Bei der Überprüfung des Kon-
zepts „Polizei 2000 plus“ hätten
wir uns mehr Unabhängigkeit ge-
wünscht. Es ist nicht hilfreich,
wenn die Polizeistruktur von den
gleichen Gremien überprüft wird,
die sie entwickelt haben.

Bei der Stellenbesetzung muss
die Landesregierung stärker als
bisher die Tätigkeit von Beamten
auf die Kernaufgaben hoheitli-
cher Tätigkeit beschränken.Eine
Anfrage der FDP-Fraktion zu
polizeifremden Tätigkeiten hat

LANDESJOURNAL
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Karl Josef Jochem Foto: FDP

Fortsetzung auf Seite 6

Anzeige



6 Sa-Deutsche Polizei 4/2006

gezeigt, dass von Beamten noch
zu viele Aufgaben wahrgenom-
men werden, welche auf Ange-
stellte übertragen werden oder
privatisiert werden können. Da-
durch würden wir dem Saarland
finanziell Luft verschaffen, um
der Polizei die nötige Ausstattung
und Beförderungsstellen zu
ermöglichen. Nur das schafft bei
den Polizeibeamten auf Dauer
Motivation.

Denn eines ist für mich als
Liberaler klipp und klar: Ich stehe
für eine gut ausgebildete und aus-
gestattete und damit hoch moti-
vierte Polizei als einen Beitrag
zur politischen und wirtschaftli-
chen Eigenständigkeit des Saar-
landes.

Deutsche Polizei
Die Landesregierung hat einen

Gesetzesentwurf zur Reduzie-
rung der jährlichen Sonderzu-
wendung bei den Beamtinnen
und Beamten eingebracht. Wie
ist hierzu die Haltung der FDP?

Karl Josef Jochem
Bei der finanziellen Lage des

Saarlandes muss auch der Öffent-
liche Dienst seinen Sparbeitrag
leisten.Aber wir verlangen, dass
es eine Gleichbehandlung von
Beamten und Angestellten gibt.
Es ist nicht gerecht, dass Ange-
stellte eine kürzere Arbeitszeit
haben und ein höheres Weih-
nachtsgeld erhalten,oft auch noch
in Fällen, in denen Angestellte
und Beamte die gleiche Tätigkeit
ausüben.

Deutsche Polizei
Die an der Großen Koalition

Beteiligten haben weitreichende
Schritte im Rahmen einer Fö-
deralismus-Reform vereinbart.
Hierzu gehört insbesondere die
Verlagerung der Beamtenbesol-
dung und -versorgung in die Zu-
ständigkeit der Länder.Wie den-
ken Sie hierüber?

Karl Josef Jochem
Es besteht die Gefahr einer

Besoldung nach Kassenlage, weil
das Saarland zu den finanz-
schwächsten Bundesländern ge-
hört. Andererseits kommt den
Beamten zugute, dass wegen der
überschaubaren Größe unseres
Landes eine weite Versetzung,
wie sie in anderen Bundeslän-
dern selbstverständlich ist, im
Saarland gar nicht möglich ist.
Wenn wir also eine wohnortnahe
Beschäftigung im Saarland sicher-
stellen wollen, müssen wir uns
für die Eigenständigkeit des Saar-
landes einsetzen, auch wenn da-
mit eine geringere Besoldung ein-
hergehen kann.Die bisherige Er-
fahrung zeigt außerdem, dass es
Beamten in den reicheren Bun-
desländern nicht automatisch bes-
ser geht.

So hat man in anderen Bun-
desländern das Pensionsalter für
Polizeibeamte schon heraufge-
setzt, während im Saarland alles
beim Alten bleibt. Im Übrigen
sind die Lebenshaltungskosten
gerade in den reicheren Bundes-
ländern höher als im Saarland,
insbesondere in Ballungsgebie-
ten.

– keine Szene
ist für die Ka-
mera inszeniert
oder nachge-
stellt.

„Karcher“
zeigt den unge-
schminkten All-
tag von Polizei-
beamten und
beleuchtet die
Nachtseiten der
immer wieder
gern gezeigten
„Saarlandidyl-
le“. Eine unru-
hige, zuweilen
gnadenlose Kamera fängt Bilder
ein, die man so im SR-Fernsehen

noch nie gesehen hat, die den
Zuschauer nachdenklich stim-

LANDESJOURNAL
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„KARCHER – das härteste
Polizeirevier im Saarland“

Ein angeblich Aidskranker wird
bei einem Einbruch erwischt und
beißt einen Arzt,ein Drogensüch-
tiger fällt vom Fahrrad und muss
schnell versorgt werden, eine äl-
tere Dame hat sich im Einkaufs-
center verirrt und will nach Hause
gebracht werden – die neue vier-
teilige SR-TV-Serie „Karcher“
zeigt Menschen in Extremsituati-
onen. Redakteur und Filmautor

Jörg-Peter Bierach drehte mona-
telang im Laufschritt: Selbst-
mordversuche, Schlägereien,
häusliche Gewalt, Autounfälle,
Diebstahlsdelikte, Drogenkrimi-
nalität.

Ganz im Gegensatz zu den
„Polizeiserien“ des Privatfernse-
hens richtet sich der Blick auf so-
ziale Verwerfungen in einer sich
schnell wandelnden Gesellschaft,

Wache Karcherstraße Foto: Jörg-Peter Bierach
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men: traurig, zuweilen tragikko-
misch. Immer spannend.

Start der Serie: Donnerstag,
20.April 2006,20.15 Uhr im Fern-
sehmagazin „MAG’S“ im Drit-
ten.

Dazu im Studio der renom-
mierte Kriminologe Prof. Dr. H.
H. Kühne (Universität Trier).
Weitere Sendetermine: 27.April,
4. Mai und 11. Mai 2006, jeweils
in „Mag’s“ ab 20.15 Uhr.

Der Autor
Jörg-Peter Bierach, Jahrgang

1950, drehte bereits 1997 den
überregional ausgestrahlten Poli-
zeifilm „Wut,Kälte,Hölle“ sowie
1999 die 60-Minuten-Dokumen-
tation „Abgrund, aus der Arbeit
einer Mordkommission“.Vor vier
Jahren entstand das einstündige
Täterportrait „Vier Mörder“,eine
Knastdokumentation über vier
lebenslänglich Verurteilte.

Insgesamt versprechen sich die
Befürworter ein flexibleres Re-
gierungssystem. Sehr kontrovers
diskutiert werden in diesem Zu-

sammenhang die Bereiche Bil-
dung und Besoldung.
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1. Ordentliche Bezirkskonferenz
Muscheid und Roth mit großer
Mehrheit im Amt bestätigt
Auszüge aus der Pressemitteilung des DGB Saar

Die Führungsspitze des DGB
West ist heute auf der 1. Ordent-
lichen Bezirkskonferenz des DGB
in Frankenthal für weitere vier
Jahre gewählt worden.Der rhein-
land-pfälzische DGB-Landes-
vorsitzende, Dietmar Muscheid
(48 Jahre) wurde mit 93% wie-
dergewählt. Sein Stellvertreter,
der saarländische DGB-Landes-
vorsitzende, Eugen Roth (48
Jahre) erhielt 100% der abgege-
benen Stimmen. Für beide ist es
in dieser Funktion die 2. Wahl-
periode.

In seinem mündlichen Ge-
schäftsbericht zog Muscheid eine
positive Bilanz.

Muscheid: „Wir haben in den
letzten Jahren viel bewegt. Die
Zusammenarbeit zwischen den
DGB-Landesverbänden Rhein-
land-Pfalz und Saar klappt her-
vorragend. Wir sind für die
Zukunft gut aufgestellt.“

Scharf kritisierten Muscheid
und Roth das Verhalten der
Arbeitgeber im Rahmen der
Tarifauseinandersetzung im
öffentlichen Dienst. Die Politik
der Arbeitzeitverlängerung sei
falsch, es gehe hier nicht um pla-
kative 18 Minuten, die die Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst
länger arbeiten sollen, sondern
es gehe um den verschleierten
Abbau von Arbeitsplätzen. Wer

der Arbeitszeitverlängerung das
Wort rede,der vernichte Arbeits-
plätze und vernichte die Zu-
kunftschancen der Jugendlichen.

Muscheid und Roth appellier-
ten an die Ministerpräsidenten
Beck und Müller, sich dafür ein-
zusetzen, dass der neue Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst
(TVöD) einheitlich von allen
Ländern übernommen werde.
Nur so könne Chancengleichheit
zwischen den Ländern und die
notwendige Gleichbehandlung
aller Beschäftigten sichergestellt
werden.

Auf einhellige Ablehnung der
Konferenz stieß die Absicht der
Bundesregierung, das Renten-
eintrittsalter auf 67 Jahre zu ver-
längern.

Muscheid:„Wer keine Jobs für
über 50-jährige schafft, verant-
wortet mit einem Rentenbeginn
ab 67 schlicht eine Rentenkür-
zung, die für viele Menschen bei
der aktuellen durchschnittlichen
Rente von 1000 Euro (Männer)
bzw. 400 Euro (Frauen) Alters-
armut bedeutet.“

Roth betonte: „Die Erhöhung
des Renteneintrittsalters ist eine
Sackgasse, für die überwältigende
Mehrheit der Arbeitnehmer wird
es voraussichtlich keine Mög-
lichkeit geben, bis zum 67. Le-
bensjahr zu arbeiten.“

Anzeige

Wirkliche Reform oder
Sparpaket?
Von Dirk Schnubel

Neben den Tarifauseinandersetzungen beherrscht in den
letzten Wochen ja Monaten die Föderalismusreform die
Diskussion in der politischen Landschaft. Worum geht es
vereinfacht ausgedrückt? Die (Gesetzgebungs-)Zuständig-
keit zwischen dem Bund und den Ländern soll neu gere-
gelt werden. Fast alle Bereiche sind davon betroffen. Die
Landtage sollen mehr, die Länderkammer (Bundesrat)
weniger Kompetenzen erhalten.

Fortsetzung auf Seite 8
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Blick zurück

Bereits zu Zeiten der Rot-Grü-
nen Regierungskoalition wurde
die föderale Reform heftig dis-
kutiert, letztlich aber nicht auf
den Weg gebracht, weil eine 2/3-
Mehrheit des Bundestages für
eine notwendige Grundgesetz-
änderung nicht vorhanden war.
Von den Gewerkschaften im öf-
fentlichen Dienst wurde die ange-
dachte Verlagerung von beam-
tenrechtlichen Vorschriften auf
die Länder kritisch gesehen.

Neue politische Lage

Durch die Große Koalition
gibt es eine neue politische Mehr-
heitslage. Und so durfte es nicht
verwundern, dass das Thema Fö-
deralismusreform wieder auf der
politischen Tagesordnung steht.
Dass sich die Große Koalition re-
lativ schnell auf die Grundzüge
verständigt hat,verwundert nicht.
Dass hierbei das Parlament, also
die vom Volk gewählten Vertre-
ter quasi übersehen wurden,aller-
dings schon mehr. Von daher ist
es nach meinem Demokratiever-
ständnis erfreulich, dass das Par-
lament nun so langsam seiner
Kontrollfunktion nachkommt
und an der einen oder anderen
Stelle die angedachten Verände-
rungen kritisch hinterfragt und
damit den vorgelegten „Schweins-
galopp“ verlangsamt.Gerade hier
muss das Prinzip Genauigkeit vor
Schnelligkeit gelten.

Knackpunkte

Die zugegebenermaßen schwie-
rigen und komplizierten Felder
Laufbahnrecht, Besoldung und
Versorgung im öffentlichen
Dienst, soll und will zukünftig
jedes Land selbst für seinen Be-
reich regeln.Ohne irgendjemand
zu nahe zu treten muss bezweifelt
werden, ob jedes einzelne Lan-
desparlament die personelle
Kompetenz hat,die entsprechen-
den Regelungen auf den Weg zu
bringen. Und wenn die Länder
zukünftig nur voneinander ab-

schreiben, kann man es meiner
Einschätzung nach auch gleich in
einer Hand lassen. Der wahre
Hintergrund könnte allerdings
der sein, dass die Länder zukünf-
tig ihre Beschäftigten nicht mehr
nach der erbrachten Leistung,
sondern nach der jeweiligen Kas-
senlage bezahlen und versorgen
wollen.

Ein Blick zurück zeigt übri-
gens, dass die Länder bis 1971
genau diese Regelungskompe-
tenzen hatten und diese nicht
mehr wollten. Seit 1971 hat sich
die gemeinsame Ausgestaltung
des Dienstrechts unter Federfüh-
rung des Bundes bewährt.Es kam
in diesen fast 35 Jahren zu ledig-
lich vier Verfahren vor dem Ver-
mittlungsausschuss des Bundes-
rates.

Gerade den kleineren und
ärmeren Ländern würde ein Aus-
verkauf drohen, gerade sie könn-
ten eventuell gutes und motivier-
tes Personal nicht mehr bezah-
len, sodass diese abwandern wür-
den, so die Kritiker der Reform.

Ob dies später so sein wird,
kann ich schwer einschätzen. Ich
erinnere mich aber an einen kürz-
lich in der SZ veröffentlichten
Bericht zum demografischen
Wandel, wonach aus dem Lager
der 20- bis 40-jährigen Saarländer
überproportional viele Menschen
das Land verlassen. Eine Regie-
rung, die dieses Land langfristig
erhalten will, muss auch diesem
Umstand bei der Diskussion um
die Besoldung und Versorgung
des öffentlichen Dienstes Rech-
nung tragen.

Unter dem nebenstehenden
Motto findet am 6. und 7. April
2006 der 19.Ordentliche Landes-
delegiertentag der GdP Saar in
der Stadthalle St. Ingbert statt.
Beginn ist jeweils um 9.30 Uhr.
Am ersten Tag stehen die Berich-
te,Ehrungen und Wahlen im Vor-
dergrund. Gewählt werden müs-
sen u. a. der/die Vorsitzende, vier
gleichrangige Stellvertreter, der/
die Schriftführer/in, der/die Kas-
sierer/in. Der Donnerstag findet
seinen Ausklang mit einem „Steh-
empfang“ im Foyer.Schwerpunk-
te des zweiten Tages werden sein:
Grußworte, u. a. des GdP-Bun-
desvorsitzenden, sowie die Fest-
reden der saarl. Innenministerin
und des GdP-Landesvorsitzen-
den.Außerdem soll ein Leitantrag
verabschiedet werden. Zu der
Veranstaltung sind neben den

Delegierten auch alle interessier-
ten Kolleginnen und Kollegen
eingeladen. Weitere Hinweise
auch unter:www.gdp-saarland.de
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KG SAARLOUIS
Am 8. Februar 2006 konnte

Frau Maria Jungmann ihren
85ten Geburtstag feiern. Die
besten Geburtstagsgrüße über-
brachte unser Seniorenvertreter
Manfred Kneip. Da doppelt
genäht bekanntermaßen besser
hält:Liebe Maria,auch von die-
ser Stelle aus nochmals alles
Gute zum Geburtstag.

Dirk Schnubel

LANDESDELEGIERTENTAG 2006 IN ST. INGBERT


